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A Tragende Gründe und Beschluss 

A-1 Rechtsgrundlagen 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) nach § 91 SGB V beschließt nach § 92 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 7 SGB V die Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL) zur Konkretisierung der 
Bewertungsmaßstäbe für die Beurteilung von Arbeitsunfähigkeit. Die ärztliche Feststellung von 
Arbeitsunfähigkeit schafft in der Regel die Voraussetzung für den Anspruch des Versicherten 
auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfalle oder Krankengeld. Mit dem „Gesetz zur 
Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente“ vom 21.12.2008 (BGBl. 2008, I, Nr. 
64 S. 2917 ff.) hat der G-BA die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit nunmehr „(…) 
einschließlich der Arbeitsunfähigkeit der nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a und der nach § 10 
versicherten erwerbsfähigen Hilfebedürftigen im Sinne des zweiten Buches“ zu regeln. Dieser 
Auftrag fand Eingang in den § 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 7 SGB V.  

Vor Entscheidungen des G-BA ist nach § 91 Abs. 5 SGB V der Bundesärztekammer und der 
Bundeszahnärztekammer Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu der geplanten 
Richtlinienänderung zu geben. Die Frist für die Abgabe von Stellungnahmen soll mindestens 4 
Wochen betragen (§ 33 Abs. 1 Verfahrensordnung des G-BA (VerfO)). Die Stellungnahmen 
sind in die Entscheidung einzubeziehen. 

Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-Versorgungsstrukturgesetz – GKV-VStG) hat der G-BA nach § 91 
Abs. 5a SGB V bei Beschlüssen, die die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 
personenbezogener oder personenbeziehbarer Daten regeln oder voraussetzen, dem 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

A-2 Eckpunkte der Entscheidung 

A-2.1 Zweck des Arbeitsunfähigkeitsnachweises für Leistungsberechtigte 
nach SGB II 

In Ermangelung einer Legaldefinition des Begriffs der Arbeitsunfähigkeit für die nach § 5 Abs. 
1 Nr. 2a bzw. nach § 10 SGB V versicherten erwerbsfähigen Leistungsberechtigten wird als 
Anhaltspunkt vor allem der Zweck eines Arbeitsunfähigkeitsnachweises für diesen 
Personenkreis herangezogen.  

Ein solcher Arbeitsunfähigkeitsnachweis soll insbesondere den erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten einen geeigneten Nachweis gegenüber dem Grundsicherungsträger 
("Jobcenter") für den Fall ermöglichen, dass eine Leistung zur Eingliederung bzw. eine ihnen 
angebotene Arbeit oder eine Arbeitsgelegenheit ("1-Euro-Job") aus vorübergehenden 
gesundheitlichen Gründen nicht wahrgenommen werden können.  

Anders als bei Beziehern von Arbeitslosengeld nach dem SGB III sind erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte und die mit ihnen in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB II verpflichtet, alle Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung 
ihrer Hilfebedürftigkeit auszuschöpfen. Zudem hat der genannte Personenkreis nach § 31 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II jede zumutbare Tätigkeit anzunehmen. Nach § 10 SGB II gilt 
grundsätzlich jede Arbeit als zumutbar.  

Darüber hinaus ergeben sich aus den Regelungen der §§ 31 Abs. 1 und 32 SGB II in 
Verbindung mit 56 Abs. 1 SGB II weitere Verwendungszusammenhänge der Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung, etwa bei Melde- oder Vorstellungsversäumnissen. Damit kommt 
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der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im Sinne 
des SGB II eine weitreichende Bedeutung für die Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs 
gegenüber dem Grundsicherungsträger zu. 

Die Definition von Arbeitsunfähigkeit geht von § 56 Abs. 1 Satz 1 SGB II aus, wonach 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
beantragt haben oder beziehen, verpflichtet sind, der Agentur für Arbeit  

„1. eine eingetretene Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtlich Dauer unverzüglich 
anzuzeigen und 

2. spätestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit eine 
ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer 
vorzulegen.“  

Diese Verpflichtung besteht unabhängig davon, ob der Grundsicherungsträger dem 
Leistungsberechtigten bereits ein konkretes Arbeitsangebot oder konkrete Maßnahmen zur 
Eingliederung in Arbeit gemacht hat. Eine AU-Bescheinigung hat im Bereich des SGB II auch 
den Zweck, dem Grundsicherungsträger im Vorfeld konkreter Arbeitsangebote oder konkreter 
Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit darüber zu informieren, dass der Leistungsberechtigte 
für den Zeitraum der krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit nicht für Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit (§§ 14 ff. SGB II) zur Verfügung steht. 

Mit der Definition, erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende – „Hartz IV“) be-
antragt haben oder beziehen, seien arbeitsunfähig, wenn sie krankheitsbedingt nicht in der 
Lage sind, mindestens drei Stunden täglich zu arbeiten oder an einer Eingliederungs-
maßnahme teilzunehmen, hat der G-BA, anknüpfend an die Definition der Arbeitsunfähigkeit 
von Leistungsbeziehern nach dem SGB III, einen allgemeinen Maßstab für die Beurteilung der 
Arbeitsunfähigkeit des betroffenen Personenkreises gewählt, der sowohl den unterschied-
lichen Verwendungszusammenhängen der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen als auch den 
Erfordernissen einer praxisgerechten Umsetzung gerecht wird. 

 
A-2.2 Erläuterung der Änderungen im Einzelnen 

Klarstellend wird die Definition der Arbeitsunfähigkeit für Leistungsbezieher nach dem SGB III in § 
2 Abs. 3 abgegrenzt von einer eigenen Definition der Arbeitsunfähigkeit für Leistungsbezieher 
nach dem SGB II in einem neu eingeführten Absatz 3a.  

Die in Absatz 3a vorgenommene Definition für Leistungsberechtigte nach dem SGB II ist auch auf 
Personen anwendbar, die einer vom Träger der Grundsicherung, dem sog. Jobcenter, 
angebotenen Arbeit oder Arbeitsgelegenheit ("1-Euro-Job") nachgehen.  

Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die versicherungspflichtig beschäftigt sind, den sog. 
Aufstockern, beurteilt sich die Arbeitsunfähigkeit nach § 2 Abs. 1 der Richtlinien. 

Daneben wurde in der Regelung der AU bei Arbeitslosen in § 2 Abs. 3 eine begriffliche Klarstellung 
vorgenommen.  

Die „Zeitschiene“ von drei Stunden orientiert sich an §§ 138 Abs. 5 Nr. 1, 145 Abs. 1 Satz 1 
SGB III. 

A-3 Würdigung der Stellungnahmen 
Die von der Bundesärztekammer eingereichte Stellungnahme begrüßt die Änderung der 
Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie zur Umsetzung des gesetzlichen Auftrages in § 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 7 
SGB V. Das Stellungnahmeverfahren ist in Abschnitt 5. dokumentiert. 
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A-4 Verfahrensablauf  
 

Gremium Datum Beratungsgegenstand 

UA VL 11.02.2009 Einrichtung einer AG Arbeitslose unter Einbeziehung 
von Sachverständigen der BA sowie des BMAS: 

Nach rechtlicher Einschätzung der KBV steht der 
Reglungsauftrag in § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 SGB V an den G-
BA, soweit hierin Richtlinien zur Beurteilung der 
Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter im 
Sinne des SGB II zu erlassen sind, nicht in Einklang mit 
höherrangigem Recht. 

UA VL 12.08.2009 Kenntnisnahme des Beratungsstandes zur Änderung 
der AU-RL: 

Vor dem Hintergrund der grundlegenden rechtlichen Bedenken 
beschließt der UA VL zunächst ein Gespräch der Sprecher mit 
dem BMG und dem BMAS. 

 17.11.2009 Das BMG teilt dem G-BA schriftlich mit, dass die 
gesetzliche Kompetenzzuweisung an den G-BA für 
rechtmäßig gehalten werde: 

Der G-BA sei zur Umsetzung der Regelung verpflichtet und die 
notwendige Anpassung der AU-RL an die Gesetzesänderung 
sei dringlich. 

UA VL 03.03.2010 Aufgrund der bestehenden rechtlichen Probleme hat der 
UA VL auf Sprecherebene alternative Ansätze zum 
Umgang mit diesem gesetzlichen Auftrag mit dem 
BMAS sowie der BA diskutiert. 

 29.04.2010 Schreiben des UA VL an das BMAS mit einem 
skizzierten alternativen Verfahren: 

„Der Vertragsarzt attestiert auf einem eigens von der BA 
erstellten Formular, dass der erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte zum maßgeblichen Zeitpunkt bzw. im 
maßgeblichen Zeitraum krankheitsbedingt nicht in der Lage ist 
oder sein wird, eine konkrete Leistung zur Eingliederung bzw. 
eine konkrete ihm angebotene Arbeit wahrzunehmen. Auf 
diese Bescheinigung kann der Grundsicherungsträger den 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten bereits in seiner 
Aufforderung zu bestimmten Aktivitäten oder seinem 
Leistungsbescheid hinweisen. Eine gesonderte Definition der 
Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter im 
Sinne des SGB II in den Arbeitsunfähigkeits-Richtlinien des G-
BA wäre damit entbehrlich. Die Vergütung dieser ärztlichen 
Bescheinigung könnte z. B. über eine Kostenvereinbarung 
zwischen der KBV und den Grundsicherungsträgern geregelt 
werden.“ 
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  26.10.2010 Schreiben des BMAS zum alternativen Verfahren: 
In dem vorgestellten Verfahren werde kein rechtlich 
verbindlicher Beurteilungsmaßstab für die Ausstellung eines 
ärztlichen Attests gesehen. Eine Überprüfung des 
Sachverhalts durch den MDK sei damit nicht möglich, so dass 
§ 56 SGB II ins Leere liefe. 

UA VL 08.12.2010 Beauftragung der AG AU Arbeitslose mit der Beratung 
einer Anpassung der AU-Richtlinie 

UA VL 21.09.2011 Kenntnisnahme und Beratung des Beschlussentwurfs 
zur Änderung der AU-Richtlinie und der Tragenden 
Gründe. 

Einleitung des Stellungnahmeverfahrens gemäß 
§ 91 Abs. 5 SGB V mit dissenten Voten mit einer 
Fristsetzung von vier Wochen und einer zweiwöchigen 
Verlängerung für die BZÄK  

UA VL 02.12.2011 
 

Würdigung der Stellungnahme der BÄK und Beratung 
zum Schreiben der BZÄK 

Erklärung der BZÄK: „Vor dem Hintergrund der bislang nicht 
erfolgten Einbeziehung der KZBV in das Verfahren erscheint 
es uns unklar, ob und inwieweit die geplante Änderung der 
Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie überhaupt Geltung für den 
(vertrags-) zahnärztlichen Sektor erlangen wird.“ 

Beauftragung der AG AU Arbeitslose mit der erneuten 
Beratung der Änderung der AU-Richtlinie unter 
Beteiligung der KZBV  

UA VL 10.05.2012 Beschluss des UA VL, dem Plenum die dissenten Be-
schlussentwürfe sowie die Tragenden Gründe zur Ent-
scheidung vorzulegen 

G-BA 21.06.2012 Beschlussfassung 

  Ergebnis der BMG-Prüfung gem. § 94 SGB V 

  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 
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A-5 Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 

A-5.1 Einleitung des Stellungnahmeverfahrens 

Der UA VL hat in seiner Sitzung am 21. September 2011 beschlossen, vor einer Neufassung der 
AU-Richtlinie ein Stellungnahmeverfahren einzuleiten (Anhang A-8.1). Dazu wurde den 
Organisationen nach § 91 Abs. 5 SGB V, also BÄK und BZÄK, mit Schreiben vom 27. September 
2011, Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben (Anhang A-8.2). Der Dissens wurde 
als pseudonymisierte Position A und B bezeichnet (Anhang A-8.3). 

Da die in der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie festgelegte Datenerhebung und Datenübermittlung 
von der Ergänzung der Definitionen zur Arbeitsunfähigkeit unberührt bleibt, war die 
Stellungnahme des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
(§ 91 Abs. 5a SGB V) nicht einzuholen. 

 
A-5.2 Eingegangene Stellungnahme 

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2011 (per E-Mail eingegangen am selben Tag, per Post 
eingegangen am 26. Oktober 2011) ist der Geschäftsstelle eine Stellungnahme der BÄK 
zugegangen. Diese begrüßt die Änderung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie zur Umsetzung des 
gesetzlichen Auftrages in § 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 7 SGB V. Änderungen wurden nicht vorgeschlagen. 
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat die Stellungnahme in seiner Sitzung am 
2. Dezember 2012 zur Kenntnis genommen. 

Der Inhalt der Stellungnahme der BÄK ist im Folgenden dargestellt: 
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Stellungnahme 
der Bundesärztekammer  
 
 
 
 
 
 
 
gem. § 91 Abs. 5 SGB V über eine Änderung der  

Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL): Bewertungsmaßstab der  

Arbeitsunfähigkeit für Arbeitslose im SGB-II-Bezug 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berlin, 25.10.2011 

 
 

 

 

 

 

Bundesärztekammer  

Herbert-Lewin-Platz 1 

10623 Berlin 
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Die Bundesärztekammer wurde mit Schreiben vom 27.09.2011 zur Stellungnahme gemäß § 91 
Abs. 5 SGB V bezüglich einer Änderung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL) - 
Bewertungsmaßstab der Arbeitsunfähigkeit für Arbeitslose im SGB-II-Bezug - aufgefordert.  

 

Laut § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 SGB V soll der G-BA auch Richtlinien beschließen über die 
„Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit einschließlich der Arbeitsunfähigkeit der nach § 5 Abs. 1 
Nr. 2a und der nach § 10 versicherten erwerbsfähigen Hilfebedürftigen im Sinne des 
Zweiten Buches“. [Die in Fettdruck hervorgehobene Passage entspricht der Änderung durch das 
Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente (ArbMINAG), geändert durch 
Artikel 4a G. v. 21.12.2008 BGBl. I S. 2917, mit Wirkung vom 01.01.2009.]  

 

Die Umsetzung dieses gesetzlichen Auftrags ist in den Beratungen des zuständigen G-BA-
Unterausschusses „Veranlasste Leistungen“ strittig geblieben:  

 

Eine Position (in den Unterlagen des G-BA mit „A“ gekennzeichnet) lautet, dass der genannte 
Regelungsauftrag nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 SGB V, soweit hierin Richtlinien zur Beurteilung 
der Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter im Sinne des SGB II zu erlassen sind, 
nicht in Einklang mit höherrangigem Recht stehe. Die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit dieses 
Personenkreises sei insbesondere im Zusammenhang mit dem Leistungsanspruch von 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten gegenüber der Bundesagentur für Arbeit relevant. Eine 
entsprechende Bescheinigung diene der Bundesagentur für Arbeit zur Prüfung von 
Leistungsansprüchen; dies gehöre aber nicht zum Umfang der vertragsärztlichen Versorgung, wie 
er in § 73 Abs. 2 Satz 1 SGB V bestimmt ist. Zur vertragsärztlichen Versorgung gehörten vielmehr 
solche Bescheinigungen, welche Krankenkassen oder der MDK für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
benötigen. Eine Einbeziehung der Aufgaben der Bundesagentur für Arbeit in die vertragsärztliche 
Versorgung wäre hingegen systemwidrig.  

Es wird außerdem auf eine unverhältnismäßige Belastung des Vertrauensverhältnisses zwischen 
Arzt und Patient verwiesen, indem der Arzt den arbeitslosen Patienten nach dem Bezug von 
Arbeitslosengeld II fragen müsste. 

 

Die in den Unterlagen des G-BA als „B“ gekennzeichnete Positionen betont hingegen die 
Notwendigkeit für den G-BA, den gesetzlichen Auftrag zur Konkretisierung der 
Bewertungsmaßstäbe für die Beurteilung von Arbeitsunfähigkeit unter Einbeziehung des oben 
geschilderten Personenkreises umzusetzen. Dazu sollen die bestehenden „Richtlinien zur 
Arbeitsunfähigkeit“ wie folgt geändert bzw. ergänzt werden: 

 

„§ 2 Definition und Bewertungsmaßstäbe 

Abs. 3: 1Arbeitslose Bezieher von Arbeitslosengeld sind arbeitsunfähig, wenn sie 
krankheitsbedingt nicht mehr in der Lage sind, leichte Arbeiten in einem zeitlichen Umfang 
zu verrichten, für den sie sich bei der Agentur für Arbeit zur Verfügung gestellt haben. 
2Dabei ist es unerheblich, welcher Tätigkeit der Versicherte vor der Arbeitslosigkeit 
nachging. 

Abs. 3a (neu): 1Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts nach dem SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende – 
„Hartz IV“) beantragt haben oder beziehen, sind arbeitsunfähig, wenn sie 
krankheitsbedingt nicht in der Lage sind, mindestens drei Stunden täglich zu 
arbeiten oder an einer Eingliederungsmaßnahme teilzunehmen." 
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Der neu eingeführten Absatz 3a soll in einer eigenen Definition die Arbeitsunfähigkeit für 
Leistungsbezieher nach SGB III in § 2 Abs. 3 von derjenigen nach SGB II abgrenzen. Letztere soll 
auch auf Personen anwendbar sein, die einer vom Träger der Grundsicherung, dem sog. 
„Jobcenter“, angebotenen Arbeit oder Arbeitsgelegenheit („1-Euro-Job") nachgehen. Die Regelung 
„mindestens drei Stunden“ orientiere sich an §§ 119 Abs. 5 Nr.1 SGB III. 

 

Die Bundesärztekammer nimmt zu den Richtlinienänderungen wie folgt Stellung:  
 

Die Bundesärztekammer stimmt dem in Position „B“ formulierten Änderungsvorschlag zu. Mit 
dieser Änderung bzw. Ergänzung wird die Arbeitsunfähigkeitsrichtlinie konsequent 
weiterentwickelt. Es wird Rechtsklarheit sowohl für die Ärzte als auch für die Versicherten 
geschaffen. 

 

Die Begründung für die Ablehnung der Änderung bzw. Ergänzung, wie sie in Position „A“ 
beschrieben wird, kann von der Bundesärztekammer in dieser Form nicht nachvollzogen werden. 
Die dort verwendete Argumentation würde nahelegen, dass z. B. in § 2 der 
Arbeitsunfähigkeitsrichtlinie die Absätze 6 (Rentner, die eine Erwerbstätigkeit ausüben) und 7 
(behinderte Menschen, die in Werkstätten für behinderte Menschen oder in Blindenwerkstätten 
beschäftigt werden) zu streichen wären, denn auch hier dient die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
nicht primär der Erledigung von Aufgaben der Krankenkassen oder des MDK. Selbst die zentrale 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung zur Vorlage beim Arbeitgeber, um Ansprüche auf 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall geltend zu machen, könnte nach der Logik der Ablehnung nicht 
mehr Gegenstand der Arbeitsunfähigkeitsrichtlinie sein. 

 

 

Berlin, 25.10.2011 

 

 

i. A. 

 

 

 

Dr. rer. nat. Ulrich Zorn, MPH 

Bereichsleiter im Dezernat 3 
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A-5.3 Schreiben der BZÄK 

Die Bundeszahnärztekammer hat mit dem nachfolgend abgebildeten Schreiben vom 8. November 
2011 (per E-Mail eingegangen am selben Tag) erklärt, sie sehe in dem konkreten Verfahren von 
der Abgabe einer Stellungnahme ab: 
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A-5.4 Beteiligung der KZBV an den Beratungen 

Aufgrund des Schreibens der BZÄK vom 8. November 2011 (siehe A-5.4) hat der UA VL in seiner 
Sitzung am 2. Dezember 2011 die AG AU Arbeitslose beauftragt, die Änderung der AU-Richtlinie 
unter Beteiligung der KZBV erneut zu beraten. Mit Schreiben vom 12. Dezember 2011 ist die 
KZBV zu den Beratungen eingeladen worden: 
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A-6 Beschluss des Plenums 



A  TRAGENDE GRÜNDE UND BESCHLUSS 

   
   

17 

 



A  TRAGENDE GRÜNDE UND BESCHLUSS 

   
   

18 

A-7 Veröffentlichung im Bundesanzeiger 
[Platzhalter] 
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A-8 Anhang 

A-8.1 Beschluss zur Einleitung eines Stellungnahmeverfahrens nach  
§ 91 Abs. 5 SGB V 
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A-8.2 Schreiben an die zur Stellungnahme berechtigten Organisationen nach 
§ 91 Abs. 5 SGB V 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
Stellungnahmerecht der Bundesärztekammer gemäß § 91 Abs. 5 
SGB V über eine Änderung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL):  
Bewertungsmaßstab der Arbeitsunfähigkeit für Arbeitslose im SGB II-Bezug 
 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Klakow-Franck, 

der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat am 21. September 2011 seine Beratungen zur 
Umsetzung des gesetzlichen Auftrags in § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 SGB V an den G-BA, soweit 
hierin Richtlinien zur Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter 
im Sinne des SGB II zu erlassen sind, weitestgehend abgeschlossen.  

 

Gemäß dem Beschluss des Unterausschusses Veranlasste Leistungen vom 
21. September 2011 wird Ihnen hiermit Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß 
§ 91 Abs. 5 SGB V zu der entsprechenden Änderung der AU-RL gegeben.  

gemäß § 91 SGB V 
Unterausschuss 
"Veranlasste Leistungen" 

Besuchsadresse: 
Wegelystraße 8 
10623 Berlin 

Ansprechpartner: 
Dr. Edith Pfenning 
 
Abteilung Methodenbewertung & 
veranlasste Leistungen 

Telefon: 
030 275838-410 

Telefax: 
030 275838-405 

E-Mail: 
edith.pfenning@g-ba.de 

  

Internet: 
www.g-ba.de 

Unser Zeichen: 
EPF 

Datum: 
27. September 2011 

Gemeinsamer Bundesausschuss, Postfach 120606, 10596 Berlin 

Bundesärztekammer 
Dezernat III 
Frau Dr. Klakow-Franck 
Herbert-Lewin-Platz 1 
10623 Berlin 
 
vorab per E-Mail 
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Zur geplanten Änderung der AU-RL legt Ihnen der UA VL zwei dissente Positionen (A und B) 
vor mit entsprechenden Tragenden Gründen. Wir bitten Sie um Abgabe Ihrer Stellungnahme in 
elektronischer Form (nach Möglichkeit als MS-Word-Datei) bis zum 

  

Dienstag, den 25. Oktober 2011. 

 

Bitte übersenden Sie Ihre Stellungnahme auch an die Postadresse: Gemeinsamer 
Bundesausschuss, Wegelystraße 8, 10623 Berlin. Vielen Dank. 

Wir weisen Sie darauf hin, dass die beigefügten Dokumente vertraulich

 

 behandelt werden 
müssen und dass Ihre Stellungnahme ggf. nach Abschluss der Beratungen mit den Tragenden 
Gründen veröffentlicht werden kann. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. 

i. A. Dr. Edith Pfenning 

Abteilungsleiterin 
 
 
 
Anlagen 
Beschlussentwurf Position A 
Beschlussentwurf Position B 
Tragende Gründe 
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Stellungnahmerecht der Bundezahnsärztekammer gemäß § 91 Abs. 5 SGB V über eine 
Änderung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL):  
Bewertungsmaßstab der Arbeitsunfähigkeit für Arbeitslose im SGB II-Bezug 
 
 
Sehr geehrter Herr Krouský, 
 

der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat am 21. September 2011 seine Beratungen zur 
Umsetzung des gesetzlichen Auftrags in § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 SGB V an den G-BA, soweit 
hierin Richtlinien zur Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter 
im Sinne des SGB II zu erlassen sind, weitestgehend abgeschlossen.  

Gemäß dem Beschluss des Unterausschusses Veranlasste Leistungen vom 
21. September 2011 wird Ihnen hiermit Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß 
§ 91 Abs. 5 SGB V zu der entsprechenden Änderung der AU-RL gegeben.  

Zur geplanten Änderung der AU-RL legt Ihnen der UA VL zwei dissente Positionen (A und B) 
vor mit entsprechenden Tragenden Gründen. Wir bitten Sie um Abgabe Ihrer Stellungnahme in 
elektronischer Form (nach Möglichkeit als MS-Word-Datei) bis zum 

  

Bundeszahnärztekammer 
Arbeitsgemeinschaft der Deutschen 
Zahnärztekammern e.V.  
Rechtsabteilung 
Herrn René Krouský 
Chausseestrasse 13 
10115 Berlin 
 
vorab per E-Mail 

Gemeinsamer Bundesausschuss, Postfach 120606, 10596 Berlin 

gemäß § 91 SGB V 
Unterausschuss 
"Veranlasste Leistungen" 

Besuchsadresse: 
Wegelystraße 8 
10623 Berlin 

Ansprechpartner: 
Dr. Edith Pfenning 
 
Abteilung Methodenbewertung & 
veranlasste Leistungen 

Telefon: 
030 275838-410 

Telefax: 
030 275838-405 

E-Mail: 
edith.pfenning@g-ba.de 

  

Internet: 
www.g-ba.de 

Unser Zeichen: 
EPF 

Datum: 
27. September 2011 
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Dienstag, den 25. Oktober 2011. 
 

Bitte übersenden Sie Ihre Stellungnahme auch an die Postadresse: Gemeinsamer 
Bundesausschuss, Wegelystraße 8, 10623 Berlin. Vielen Dank. 

Wir weisen Sie darauf hin, dass die beigefügten Dokumente vertraulich

 

 behandelt werden 
müssen und dass Ihre Stellungnahme ggf. nach Abschluss der Beratungen mit den Tragenden 
Gründen veröffentlicht werden kann. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. 

i. A. Dr. Edith Pfenning 

Abteilungsleiterin 
 
 
 
Anlagen 
Beschlussentwurf Position A 
Beschlussentwurf Position B 
Tragende Gründe 
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A-8.3 Beschlussentwurf der Positionen A und B zur Einleitung des 
Stellungnahmeverfahrens 
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A-8.4 Erläuterungen (Tragende Gründe) für Stellungnahmeberechtigte 

 

 

Tragende Gründe 

zum Beschlussentwurf  
des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine 
Änderung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinien:  
Bewertungsmaßstab der Arbeitsunfähigkeit für 
Arbeitslose im SGB II-Bezug 

Inhalt 
 

 

 

I. Rechtsgrundlagen……………………………………………………………2 

II. Eckpunkte der Entscheidung………………………………………………..3 

III. Verfahrensablauf……………………………………………………………..5 
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I. Rechtsgrundlagen 

Position A 
Nach rechtlicher Einschätzung steht der Regelungsauftrag in § 92 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 7 SGB V an den G-BA, soweit hierin Richtlinien zur Beurteilung der 
Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter im Sinne des SGB II zu erlassen 
sind, nicht in Einklang mit höherrangigem Recht.  

Die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit dieses Personenkreises ist insbesondere im 
Zusammenhang mit dem Leistungsanspruch von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
gegenüber der Bundesagentur für Arbeit relevant. Nehmen erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte eine ihnen angebotene Arbeit nicht an, schließen sie eine Ein-
gliederungsvereinbarung nicht ab oder erfüllen sie die aus einer 
Eingliederungsvereinbarung resultierenden Pflichten nicht, kann die Bundesagentur für 
Arbeit als Leistungsträger ihnen entsprechende Leistungsansprüche versagen, es sei 
denn, die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten weisen eine Arbeitsunfähigkeit nach. 
Damit kommt der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit bei erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten im Sinne des SGB II die Bedeutung einer 
Anspruchsvoraussetzung gegenüber der Bundesagentur für Arbeit zu. 

Damit liegt die Regelung von Maßstäben für die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit 
erwerbsfähiger Leistungsberechtigter im Sinne des SGB II trotz der insoweit eindeutigen 
Bestimmung in § 92 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7 SGB V nicht im Wirkungskreis des 
Gemeinsamen Bundesausschusses. Der Gesetzgeber hat insoweit durch diese Norm 
höherrangiges Recht verletzt. Der Sinn und Zweck der Richtlinienbefugnis des 
Gemeinsamen Bundesausschusses besteht darin, dass sich der parlamentarische 
Gesetzgeber insoweit auf den Erlass von Rahmenvorgaben beschränkt und die 
Ausgestaltung der vertragsärztlichen Versorgung aus Gründen der Sachnähe der 
Selbstverwaltung überlässt. Der Umfang der vertragsärztlichen Versorgung wird in § 73 
Abs. 2 Satz 1 SGB V bestimmt, wobei in Bezug auf Bescheinigungen Ziffer 9 dieser 
Bestimmung besagt, dass zur vertragsärztlichen Versorgung solche Bescheinigungen 
gehören, welche Krankenkassen oder der MDK für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
benötigen. Die Bescheinigung, mit der die Arbeitsunfähigkeit eines erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten bescheinigt wird, dient hingegen der Bundesagentur für Arbeit im 
Rahmen der Prüfung von Leistungsansprüchen.  

Die Bescheinigungen, die seitens der Bundesagentur für Arbeit zur Erfüllung deren 
Aufgaben benötigt werden, werden in § 73 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 9 SGB V jedoch nicht der 
vertragsärztlichen Versorgung zugeordnet. Eine Einbeziehung der Aufgaben der 
Bundesagentur für Arbeit in die vertragsärztliche Versorgung wäre auch systemwidrig. 
Die Ärztin oder der Arzt müsste einen arbeitslosen Patienten oder eine arbeitslose 
Patientin oder im Fall der Familienversicherung dessen oder deren Familienangehörigen 
fragen, ob er oder sie bzw. der oder die Versicherte Bezieher von Arbeitslosengeld II ist; 
darüber hinaus hätte die Entscheidung der Ärztin oder des Arztes Auswirkungen auf die 
Leistungsansprüche des Patienten gegenüber der Bundesagentur für Arbeit und damit 
eine außerhalb des Systems der vertragsärztlichen Versorgung bestehenden Stelle. Dies 
würde das Vertrauensverhältnis zwischen Arzt oder Ärztin und Patient oder Patientin in 
einer unverhältnismäßigen Weise belasten.  

Die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter ist somit 
nicht Gegenstand der vertragsärztlichen Versorgung und kann somit nicht dem 
Regelungsauftrag des Gemeinsamen Bundesausschusses zugeordnet werden. 
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Da weder der Gemeinsame Bundesausschuss selbst noch deren Trägerorganisationen 
eine Normverwerfungskompetenz besitzen, wird gegenüber dem Gesetzgeber in 
Richtung einer Aufhebung von § 92 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7 SGB V, soweit hierin die 
Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter im Sinne des 
SGB II geregelt ist, interveniert. 

Position B 
Nach Kenntnisnahme der Position A und vor dem Hintergrund, dass weder der G-BA 
noch deren Trägerorganisationen eine Normverwerfungskompetenz besitzen, wird die 
Notwendigkeit gesehen, den gesetzlichen Auftrag umzusetzen. Danach wird die 
Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie (AU-RL) nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 SGB V vom G-BA 
zur Konkretisierung der Bewertungsmaßstäbe für die Beurteilung von Arbeitunfähigkeit 
beschlossen. Die ärztliche Feststellung von Arbeitsunfähigkeit schafft in der Regel die 
Voraussetzung für den Anspruch des Versicherten auf Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfalle oder Krankengeld. Seit dem „Gesetz zur Neuausrichtung der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente“ vom 21.12.2008 (BGesBl. 2008, I, Nr. 64 S. 2917 
ff.) hat der G-BA die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit nunmehr „(…) einschließlich der 
Arbeitsunfähigkeit der nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a und der nach § 10 versicherten 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen im Sinne des zweiten Buches“ zu regeln. Dieser Auftrag 
fand Eingang in den § 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 7 SGB V.  

 

Vor Entscheidungen des G-BA ist nach § 91 Abs. 5 SGB V der Bundesärztekammer und 
der Bundeszahnärztekammer Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu der 
geplanten Richtlinienänderung zu geben. Die Frist für die Abgabe von Stellungnahmen 
soll mindestens 4 Wochen betragen (§ 33 Abs. 1 Verfahrensordnung des G-BA (VerfO)). 
Die Stellungnahmen sind in die Entscheidung einzubeziehen.  

II. Eckpunkte der Entscheidung 

Position B 
Zweck des Arbeitsunfähigkeitsnachweises für Leistungsberechtigte nach  
SGB II   

In Ermangelung einer Legaldefinition des Begriffs der Arbeitsunfähigkeit für die nach § 5 
Abs. 1 Nr. 2a bzw. nach § 10 SGB V versicherten erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
wird als Anhaltspunkt vor allem der Zweck eines Arbeitsunfähigkeitsnachweises für 
diesen Personenkreis herangezogen.  

Ein solcher Arbeitsunfähigkeitsnachweis soll insbesondere den erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten einen geeigneten Nachweis gegenüber dem 
Grundsicherungsträger ("Jobcenter") für den Fall ermöglichen, dass eine Leistung zur 
Eingliederung bzw. eine ihnen angebotene Arbeit oder eine Arbeitsgelegenheit ("1-Euro-
Job") aus vorübergehenden gesundheitlichen Gründen nicht wahrgenommen werden 
können.  

Anders als bei Beziehern von Arbeitslosengeld nach dem SGB III sind erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte und die mit ihnen in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB II verpflichtet, alle Möglichkeiten zur Beendigung oder 
Verringerung ihrer Hilfebedürftigkeit auszuschöpfen. Zudem hat der genannte 
Personenkreis nach § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II jede zumutbare Tätigkeit 
anzunehmen. Nach § 10 SGB II gilt grundsätzlich jede Arbeit als zumutbar.  
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Darüber hinaus ergeben sich aus den Regelungen der §§ 31 Abs. 1 und 32 SGB II in 
Verbindung mit 56 Abs. 1 SGB II weitere Verwendungszusammenhänge der Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung, etwa bei Melde- oder Vorstellungsversäumnissen. Die 
Definition von Arbeitsunfähigkeit geht von § 56 Abs. 1 Satz 1 SGB II aus, wonach 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
beantragt haben oder beziehen, verpflichtet sind, der Agentur für Arbeit  

„1. eine eingetretene Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtlich Dauer unverzüglich 
anzuzeigen und 

2. spätestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit 
eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche 
Dauer vorzulegen.“  

Diese Verpflichtung besteht unabhängig davon, ob der Grundsicherungsträger dem 
Leistungsberechtigten bereits ein konkretes Arbeitsangebot oder konkrete Maßnahmen 
zur Eingliederung in Arbeit gemacht hat. Eine AU-Bescheinigung hat im Bereich des 
SGB II auch den Zweck, dem Grundsicherungsträger im Vorfeld konkreter 
Arbeitsangebote oder konkreter Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit darüber zu 
informieren, dass der Leistungsberechtigte für den Zeitraum der krankheitsbedingten 
Arbeitsunfähigkeit nicht für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit (§§ 14 ff. SGB II) zur 
Verfügung steht. 

Mit der Definition, erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende – „Hartz IV“) be-
antragt haben oder beziehen, seien arbeitsunfähig, wenn sie krankheitsbedingt nicht in 
der Lage sind, mindestens drei Stunden täglich zu arbeiten oder an einer Ein-
gliederungsmaßnahme teilzunehmen, hat der G-BA anknüpfend an die Definition der 
Arbeitsunfähigkeit von Leistungsbeziehern nach dem SGB III einen allgemeinen 
Maßstab für die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit des betroffenen Personenkreises 
gewählt, der sowohl den unterschiedlichen Verwendungszusammenhängen der 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen als auch den Erfordernissen einer praxisgerechten 
Umsetzung gerecht wird. 

Erläuterung der Änderungen im Einzelnen 
Klarstellend wird die Definition der Arbeitsunfähigkeit für Leistungsbezieher nach dem 
SGB III in § 2 Abs. 3 abgegrenzt von einer eigenen Definition der Arbeitsunfähigkeit für 
Leistungsbezieher nach dem SGB II in einem neu eingeführten Absatz 3a.  

Die in Absatz 3a vorgenommene Definition für Leistungsberechtigte nach dem SGB II ist 
auch auf Personen anwendbar, die einer vom Träger der Grundsicherung, dem sog. 
Jobcenter, angebotenen Arbeit oder Arbeitsgelegenheit ("1-Euro-Job") nachgehen.  

Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die versicherungspflichtig beschäftigt sind, 
den sog. Aufstockern, beurteilt sich die Arbeitsunfähigkeit nach § 2 Abs. 1 der 
Richtlinien. 

Daneben wurde in der Regelung der AU bei Arbeitslosen in § 2 Abs. 3 eine begriffliche 
Klarstellung vorgenommen.  

Die „Zeitschiene“ von drei Stunden orientiert sich an §§ 119 Abs. 5 Nr.1, 125 SGB III. 
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III. Verfahrensablauf 
 

11.02.2009 UA VL richtet AG Arbeitslose ein unter Einbeziehung von 
Sachverständigen der BA sowie des BMAS 

Nach rechtlicher Einschätzung der KBV steht der Reglungsauftrag in 
§ 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 SGB V an den G-BA, soweit hierin Richtlinien 
zur Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger 
Leistungsberechtigter im Sinne des SGB II zu erlassen sind, nicht in 
Einklang mit höherrangigem Recht.  

12.08.2009 UA VL nimmt den Stand der Beratungen zur Änderung der AU-RL zur 
Kenntnis. Vor dem Hintergrund der grundlegenden rechtlichen Bedenken 
beschließt der UA VL zunächst ein Gespräch der Sprecher mit dem 
BMG und dem BMAS. 

17.11.2009 BMG teilt dem G-BA schriftlich mit, dass die gesetzliche 
Kompetenzzuweisung an den G-BA für rechtmäßig gehalten werde: der 
G-BA sei zur Umsetzung der Regelung verpflichtet und die notwendige 
Anpassung der AU-RL an die Gesetzesänderung sei dringlich. 

03.03.2010 UA VL hat aufgrund der bestehenden rechtlichen Probleme auf 
Sprecherebene alternative Ansätze zum Umgang mit diesem 
gesetzlichen Auftrag mit dem Bundesministerium für Arbeits und 
Soziales (BMAS) sowie der Bundesagentur für Arbeit (BA) diskutiert.  

29.04.2010 Schreiben des UA VL an das BMAS mit einem skizzierten alternativen 
Verfahren: 
Der Vertragsarzt attestiert auf einem eigens von der Bundesagentur für Arbeit erstellten 
Formular, dass der erwerbsfähige Hilfebedürftige zum maßgeblichen Zeitpunkt bzw. im 
maßgeblichen Zeitraum krankheitsbedingt nicht in der Lage ist oder sein wird, eine konkrete 
Leistung zur Eingliederung bzw. eine konkrete ihm angebotene Arbeit wahrzunehmen. Auf 
diese Bescheinigung kann der Grundsicherungsträger den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
bereits in seiner Aufforderung zu bestimmten Aktivitäten oder seinem Leistungsbescheid 
hinweisen. Eine gesonderte Definition der Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger 
Leistungsberechtigter im Sinne des SGB II in den Arbeitsunfähigkeits-Richtlinien des G-BA 
wäre damit entbehrlich.  
Die Vergütung dieser ärztlichen Bescheinigung könnte z. B. über eine Kostenvereinbarung 
zwischen der KBV und den Grundsicherungsträgern geregelt werden. 

26.10.2010 Schreiben des BMAS zu alternativen Verfahren, dass in dem 
vorgestellten Verfahren kein rechtlich verbindlicher Beurteilungsmaßstab 
für die Ausstellung eines ärztlichen Attests gesehen werde. Eine 
Überprüfung des Sachverhalts durch den MDK sei damit nicht möglich, 
so dass § 56 SGB II ins Leere liefe. 

08.12.2010 UA VL beauftragt die AG AU Arbeitslose mit der Beratung einer 
Anpassung der AU-Richtlinie. 

21.09.2011 UA VL: Kenntnisnahme und Beratung des Beschlussentwurfs zur 
Änderung der AU-Richtlinie und der Tragenden Gründe. 

Einleitung des Stellungnahmeverfahrens gemäß § 91 Abs. 5 SGB V mit 
dissenten Voten. 

xx.mm.jjjj G-BA: Beschlussfassung 

xx.mm.jjjj Ergebnis der BMG-Prüfung gem. § 94 SGB V 

xx.mm.jjjj Veröffentlichung im Bundesanzeiger 
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Berlin, den T. Monat JJJJ 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

 

 

Hess 
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A-8.5 Prüfung durch das BMG gemäß § 94 Abs. 1 SGB V 

[Platzhalter] 
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B Dokumentation der Positionen im Beratungsverfahren 

B-1 Beratung eines alternativen verfahrenstechnischen Ansatzes 
Bereits in der ersten Beratung auf Ebene der Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der 
inhaltlichen Anpassung der Arbeitsunfähigkeits-Richtlinien an die Gesetzesänderung 
unter Einbeziehung von Vertretern der BA und des BMAS hatte sich gezeigt, dass 
grundsätzliche rechtliche Fragestellungen mit einer Änderung der AU-Richtlinie 
aufgeworfen werden. Vor diesem Hintergrund war auf Sprecherebene der folgende 
alternative verfahrenstechnische Ansatz entwickelt worden: 

Der Vertragsarzt attestiert auf einem eigens von der BA erstellten Formular, dass der 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte zum maßgeblichen Zeitpunkt bzw. im maßgeblichen 
Zeitraum krankheitsbedingt nicht in der Lage ist oder sein wird, eine konkrete Leistung 
zur Eingliederung bzw. eine konkrete ihm angebotene Arbeit wahrzunehmen. Auf diese 
Bescheinigung kann der Grundsicherungsträger den erwerbsfähigen Leistungs-
berechtigten bereits in seiner Aufforderung zu bestimmten Aktivitäten oder seinem 
Leistungsbescheid hinweisen. Eine gesonderte Definition der Arbeitsunfähigkeit 
erwerbsfähiger Leistungsberechtigter im Sinne des SGB II in den Arbeitsunfähigkeits-
Richtlinien des G-BA wäre damit entbehrlich. Die Vergütung dieser ärztlichen 
Bescheinigung könnte z. B. über eine Kostenvereinbarung zwischen der KBV und den 
Grundsicherungsträgern geregelt werden (Anhang B-3.1). 

Dieses mit Schreiben vom 29. April 2010 vorgeschlagene alternative Verfahren war 
seitens des BMAS als dem gesetzlichen Auftrag nicht entsprechend abgelehnt worden 
(Anhang B-3.2).  

B-2 Beratung dissenter Beschlussvorschläge 
Nach der Ablehnung des Vorschlages für ein alternatives Verfahren nahm die AG AU 
Arbeitslose im Jahre 2011 die Beratungen wieder auf. Zwei dissente Positionen bildeten 
sich heraus, einerseits die Position der KBV (Position A) und andererseits die Position 
des GKV-SV, der KZBV sowie der Patientenvertretung (Position B), letztere gestützt von 
Vertretern der BA und des BMAS (siehe dissente Beschlussentwürfe unter Anhang A-
8.3). 

 
B-2.1 Position der KBV (Position A)  

Nach rechtlicher Einschätzung steht der Regelungsauftrag in § 92 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 7 SGB V an den G-BA, soweit hierin Richtlinien zur Beurteilung der 
Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter im Sinne des SGB II zu erlassen 
sind, nicht in Einklang mit höherrangigem Recht.  

Die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit dieses Personenkreises ist insbesondere im 
Zusammenhang mit dem Leistungsanspruch von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
gegenüber der Bundesagentur für Arbeit relevant. Nehmen erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte eine ihnen angebotene Arbeit nicht an, schließen sie eine Ein-
gliederungsvereinbarung nicht ab oder erfüllen sie die aus einer 
Eingliederungsvereinbarung resultierenden Pflichten nicht, kann die Bundesagentur für 
Arbeit als Leistungsträger ihnen entsprechende Leistungsansprüche versagen, es sei 
denn, die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten weisen eine Arbeitsunfähigkeit nach. 
Damit kommt der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit bei erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten im Sinne des SGB II die Bedeutung einer Anspruchs-
voraussetzung gegenüber der Bundesagentur für Arbeit zu. 
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Damit liegt die Regelung von Maßstäben für die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit 
erwerbsfähiger leistungsberechtigter Personen im Sinne des SGB II trotz der insoweit 
eindeutigen Bestimmung in § 92 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7 SGB V nicht im Wirkungskreis des 
Gemeinsamen Bundesausschusses. Der Gesetzgeber hat insoweit durch diese Norm 
höherrangiges Recht verletzt. Der Sinn und Zweck der Richtlinienbefugnis des 
Gemeinsamen Bundesausschusses besteht darin, dass sich der parlamentarische 
Gesetzgeber insoweit auf den Erlass von Rahmenvorgaben beschränkt und die 
Ausgestaltung der vertragsärztlichen Versorgung aus Gründen der Sachnähe der 
Selbstverwaltung überlässt. Der Umfang der vertragsärztlichen Versorgung wird in § 73 
Abs. 2 Satz 1 SGB V bestimmt, wobei in Bezug auf Bescheinigungen Ziffer 9 dieser 
Bestimmung besagt, dass zur vertragsärztlichen Versorgung solche Bescheinigungen 
gehören, welche Krankenkassen oder der MDK für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
benötigen. Die Bescheinigung, mit der die Arbeitsunfähigkeit eines erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten bestätigt wird, dient hingegen der Bundesagentur für Arbeit im 
Rahmen der Prüfung von Leistungsansprüchen.  

Die Bescheinigungen, die seitens der Bundesagentur für Arbeit zur Erfüllung deren 
Aufgaben benötigt werden, werden in § 73 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 9 SGB V jedoch nicht der 
vertragsärztlichen Versorgung zugeordnet. Eine Einbeziehung der Aufgaben der 
Bundesagentur für Arbeit in die vertragsärztliche Versorgung wäre auch systemwidrig. 
Die Ärztin oder der Arzt müsste einen arbeitslosen Patienten oder eine arbeitslose 
Patientin oder im Fall der Familienversicherung dessen oder deren Familienangehörigen 
fragen, ob er oder sie bzw. der oder die Versicherte Bezieher von Arbeitslosengeld II ist; 
darüber hinaus hätte die Entscheidung der Ärztin oder des Arztes Auswirkungen auf die 
Leistungsansprüche des Patienten gegenüber der Bundesagentur für Arbeit und damit 
eine außerhalb des Systems der vertragsärztlichen Versorgung bestehenden Stelle. Dies 
würde das Vertrauensverhältnis zwischen Arzt oder Ärztin und Patient oder Patientin in 
einer unverhältnismäßigen Weise belasten.  

Die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter ist somit 
nicht Gegenstand der vertragsärztlichen Versorgung und kann somit nicht dem 
Regelungsauftrag des Gemeinsamen Bundesausschusses zugeordnet werden. 

Da weder der Gemeinsame Bundesausschuss selbst noch deren Trägerorganisationen 
eine Normverwerfungskompetenz besitzen, wird gegenüber dem Gesetzgeber in 
Richtung einer Aufhebung von § 92 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 7 SGB V, soweit hierin die 
Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit erwerbsfähiger Leistungsberechtigter im Sinne des 
SGB II geregelt ist, interveniert. 

 
B-2.2 Position des GKV-SV, der KZBV und der Patientenvertretung 

(Position B) 

Vor dem Hintergrund, dass weder der G-BA noch deren Trägerorganisationen eine 
Normverwerfungskompetenz besitzen, wird die Notwendigkeit gesehen, den 
gesetzlichen Auftrag umzusetzen.  
Zweck des Arbeitsunfähigkeitsnachweises für Leistungsberechtigte nach SGB II   
In Ermangelung einer Legaldefinition des Begriffs der Arbeitsunfähigkeit für die nach § 5 
Abs. 1 Nr. 2a bzw. nach § 10 SGB V versicherten erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
wird als Anhaltspunkt vor allem der Zweck eines Arbeitsunfähigkeitsnachweises für 
diesen Personenkreis herangezogen.  

Ein solcher Arbeitsunfähigkeitsnachweis soll insbesondere den erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten einen geeigneten Nachweis gegenüber dem Grundsicherungs-
träger ("Jobcenter") für den Fall ermöglichen, dass eine Leistung zur Eingliederung bzw. 
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eine ihnen angebotene Arbeit oder eine Arbeitsgelegenheit ("1-Euro-Job") aus 
vorübergehenden gesundheitlichen Gründen nicht wahrgenommen werden können.  

Anders als bei Beziehern von Arbeitslosengeld nach dem SGB III sind erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte und die mit ihnen in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB II verpflichtet, alle Möglichkeiten zur Beendigung oder 
Verringerung ihrer Hilfebedürftigkeit auszuschöpfen. Zudem hat der genannte 
Personenkreis nach § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II jede zumutbare Tätigkeit 
anzunehmen. Nach § 10 SGB II gilt grundsätzlich jede Arbeit als zumutbar.  

Darüber hinaus ergeben sich aus den Regelungen der §§ 31 Abs. 1 und 32 SGB II in 
Verbindung mit 56 Abs. 1 SGB II weitere Verwendungszusammenhänge der Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung, etwa bei Melde- oder Vorstellungsversäumnissen. Die 
Definition von Arbeitsunfähigkeit geht von § 56 Abs. 1 Satz 1 SGB II aus, wonach 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
beantragt haben oder beziehen, verpflichtet sind, der Agentur für Arbeit  

„1. eine eingetretene Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtlich Dauer unverzüglich 
anzuzeigen und 

2. spätestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit 
eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche 
Dauer vorzulegen.“  

Diese Verpflichtung besteht unabhängig davon, ob der Grundsicherungsträger dem 
Leistungsberechtigten bereits ein konkretes Arbeitsangebot oder konkrete Maßnahmen 
zur Eingliederung in Arbeit gemacht hat. Eine AU-Bescheinigung hat im Bereich des 
SGB II auch den Zweck, dem Grundsicherungsträger im Vorfeld konkreter 
Arbeitsangebote oder konkreter Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit darüber zu 
informieren, dass der Leistungsberechtigte für den Zeitraum der krankheitsbedingten 
Arbeitsunfähigkeit nicht für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit (§§ 14 ff. SGB II) zur 
Verfügung steht. 

Mit der Definition, erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende – „Hartz IV“) be-
antragt haben oder beziehen, seien arbeitsunfähig, wenn sie krankheitsbedingt nicht in 
der Lage sind, mindestens drei Stunden täglich zu arbeiten oder an einer Ein-
gliederungsmaßnahme teilzunehmen, hat der G-BA anknüpfend an die Definition der 
Arbeitsunfähigkeit von Leistungsbeziehern nach dem SGB III einen allgemeinen 
Maßstab für die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit des betroffenen Personenkreises 
gewählt, der sowohl den unterschiedlichen Verwendungszusammenhängen der 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen als auch den Erfordernissen einer praxisgerechten 
Umsetzung gerecht wird. 
Erläuterung der Änderungen im Einzelnen 
Klarstellend wird die Definition der Arbeitsunfähigkeit für Leistungsbezieher nach dem 
SGB III in § 2 Abs. 3 abgegrenzt von einer eigenen Definition der Arbeitsunfähigkeit für 
Leistungsbezieher nach dem SGB II in einem neu eingeführten Absatz 3a.  

Die in Absatz 3a vorgenommene Definition für Leistungsberechtigte nach dem SGB II ist 
auch auf Personen anwendbar, die einer vom Träger der Grundsicherung, dem sog. 
Jobcenter, angebotenen Arbeit oder Arbeitsgelegenheit ("1-Euro-Job") nachgehen.  

Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die versicherungspflichtig beschäftigt sind, 
den sogenannten „Aufstockern“, beurteilt sich die Arbeitsunfähigkeit nach § 2 Abs. 1 der 
Richtlinien. 

Daneben wurde in der Regelung der AU bei Arbeitslosen in § 2 Abs. 3 eine begriffliche 
Klarstellung vorgenommen.  
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Die „Zeitschiene“ von drei Stunden orientiert sich an §§ 138 Abs. 5 Nr. 1, 145 Abs. 1 
Satz 1 SGB III. 
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B-3 Anhang 

B-3.1 Schreiben des G-BA an das BMAS vom 29. April 2010 mit Vorschlag 
für ein alternatives Verfahren 
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B-3.2 Antwort des BMAS an den G-BA vom 26. Oktober 2010 mit 
Ablehnung des Vorschlags für ein alternatives Verfahren 
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